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Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Präsident Dr. Thienel 

sowie die Hofrätinnen Mag. Schindler und Dr.in Sembacher als Richter, unter 

Mitwirkung der Schriftführerin Mag. Gnilsen, in der Revisionssache des X Y 

in Z, vertreten durch Mag. Wolfgang Kleinhappel, Rechtsanwalt in 1010 Wien, 

Rabensteig 8, gegen das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 

4. November 2020, I413 2167075-5/5E, betreffend Angelegenheiten nach dem 

AsylG 2005 und dem FPG (belangte Behörde vor dem Verwaltungsgericht: 

Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl), den Beschluss gefasst: 

Die Revision wird zurückgewiesen. 

Begründung: 

1 Der Revisionswerber, ein Staatsangehöriger Nigerias, stellte nach 

unrechtmäßiger Einreise in das Bundesgebiet am 9. August 2015 einen Antrag 

auf internationalen Schutz nach dem Asylgesetz 2005. Diesen begründete er 

damit, dass sein Vater Götter angebetet und eine Maske getragen habe, weshalb 

seine Eltern von den Dorfbewohnern umgebracht worden seien. Im Rahmen 

der Vernehmung durch das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl (BFA) gab 

er eine Verfolgung aufgrund seiner Homosexualität an. 

2 Das BFA wies diesen Antrag mit Bescheid vom 18. Juli 2017 ab, erteilte dem 

Revisionswerber keinen Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen 

Gründen, erließ gegen ihn eine Rückkehrentscheidung und stellte fest, dass 

seine Abschiebung nach Nigeria zulässig sei. Eine Frist für die freiwillige 

Ausreise wurde nicht gewährt. 

3 Der dagegen erhobenen Beschwerde wurde vom Bundesverwaltungsgericht 

(BVwG) keine Folge gegeben. Das BVwG stufte das Vorbringen des 

Revisionswerbers - dem BFA folgend - als unglaubwürdig ein. 

4 Nach weiteren zwei erfolglosen Anträgen stellte der Revisionswerber am 

7. November 2019 seinen insgesamt vierten Antrag auf internationalen Schutz, 

den er abermals mit einer Verfolgung aufgrund seiner Homosexualität, 

begründete. 
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5 Mit Bescheid vom 25. September 2020 wies das BFA diesen Folgeantrag 

hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten wegen 

entschiedener Sache gemäß § 68 Abs. 1 AVG zurück, hinsichtlich der 

Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten ab, erteilte dem 

Revisionswerber keinen Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen 

Gründen, erließ gegen ihn eine Rückkehrentscheidung, stellte fest, dass seine 

Abschiebung nach Nigeria zulässig sei, legte keine Frist für die freiwillige 

Ausreise fest und erließ gegen ihn ein auf die Dauer von zwei Jahren befristetes 

Einreiseverbot. In seiner Begründung führte die Behörde aus, es liege kein 

neuer Sachverhalt vor, der eine anderslautende Entscheidung in der Sache 

rechtfertigen würde. 

6 Mit dem nunmehr in Revision gezogenen Erkenntnis vom 4. November 2020 

gab das BVwG der dagegen erhobenen Beschwerde dahingehend statt, dass der 

Antrag auf Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten wegen 

entschiedener Sache gemäß § 68 Abs. 1 AVG zurückzuweisen sei. Im Übrigen 

wurde die Beschwerde (mit einer für den Revisionsfall nicht relevanten 

Maßgabe) als unbegründet abgewiesen. Weiters sprach das BVwG aus, dass 

die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig sei. 

7 Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes 

die Revision zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der 

grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet 

wird. 

8 Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegens der 

Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne 

weiteres Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung mit Beschluss zurückzuweisen. 

9 Nach § 34 Abs. 1a VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung 

der Zulässigkeit der Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch 

des Verwaltungsgerichtes gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht gebunden. Die 
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Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG hat 

der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen der dafür in der Revision 

vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) zu überprüfen. 

10 Da der Verwaltungsgerichtshof gemäß § 34 Abs. 1a zweiter Satz VwGG die 

Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision im Sinn des Art. 133 

Abs. 4 B-VG nur im Rahmen der dafür in der Revision gemäß 

§ 28 Abs. 3 VwGG gesondert vorgebrachten Gründe zu überprüfen hat, ist er 

weder verpflichtet, solche anhand der übrigen Revisionsausführungen 

gleichsam zu suchen, noch berechtigt, von Amts wegen erkannte Gründe, die 

zur Zulässigkeit der Revision hätten führen können, aufzugreifen. 

Dementsprechend erfolgt nach der Rechtsprechung die Beurteilung der 

Zulässigkeit der Revision durch den Verwaltungsgerichtshof ausschließlich 

anhand des Vorbringens in der Zulassungsbegründung. In der gesonderten 

Zulassungsbegründung ist konkret darzulegen, in welchen Punkten die 

angefochtene Entscheidung von welcher Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes abweicht bzw. konkret welche Rechtsfrage der 

Verwaltungsgerichtshof uneinheitlich oder noch gar nicht beantwortet hat. 

Lediglich pauschale Behauptungen erfüllen diese Voraussetzungen nicht 

(vgl. VwGH 14.9.2018, Ra 2018/01/0392, mwN). 

11 Diesen Anforderungen wird das Zulässigkeitsvorbringen der vorliegenden 

Revision, in welcher lediglich pauschal darauf verwiesen wird, das BVwG 

habe sich „mit dem Einwand des Beschwerdeführers, dass er aufgrund seiner 

Homosexualität im Fall seiner Abschiebung nach Nigeria von den dortigen 

Behörden verfolgt und getötet wird, nicht auseinandergesetzt“, nicht gerecht. 

12 Dazu kommt, dass nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes 

durch die vom Revisionswerber vorgenommene Bezeichnung der 

Revisionspunkte - somit jener Rechte, in denen der Revisionswerber verletzt zu 

sein behauptet - der Prozessgegenstand des verwaltungsgerichtlichen 

Verfahrens festgelegt und der Rahmen abgesteckt wird, an den der 

Verwaltungsgerichtshof bei Prüfung des angefochtenen Erkenntnisses oder des 

angefochtenen Beschlusses gemäß § 41 VwGG gebunden ist. Danach hat der 

Verwaltungsgerichtshof nicht zu prüfen, ob irgendein subjektives Recht des 
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Revisionswerbers verletzt wurde, sondern nur zu prüfen, ob jenes verletzt 

wurde, dessen Verletzung er behaupte. Die Verletzung von 

Verfahrensvorschriften - hier der Begründungspflicht - stellt keinen tauglichen 

Revisionspunkt dar, sondern zählt zu den Revisionsgründen. In welchem 

konkreten, aus einer Rechtsnorm ableitbaren subjektiven Recht der 

Revisionswerber durch das angefochtene Erkenntnis verletzt sein soll, wird 

durch die Behauptung der Verletzung von Verfahrensvorschriften nicht darlegt 

(vgl. VwGH 18.5.2020, Ra 2020/20/0062, mwN). 

13 In der Revision werden weder Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinn des 

Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsätzliche Bedeutung zukäme noch wurde ein 

tauglicher Revisionspunkt dargetan. Die Revision war daher gemäß § 34 

Abs. 1 VwGG ohne weiteres Verfahren zurückzuweisen. 

W i e n ,  am 14. April 2021 

 


